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Gesetz 
zur Neuregelung über das Halten und Führen von Hunden

Vom 26. Januar 2006

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossenen Gesetz:

A r t i k e l  1  
Hamburgisches Gesetz 

über das Halten und Führen von Hunden 
(Hundegesetz – HundeG)

I n h a l t s ü b e r s i c h t
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Vorschriften für das Halten und Führen 
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im Sinne dieses Gesetzes sind

§ 7 Aufsichtspflichten

§ 8 Anleinpflichten

§ 9 Befreiung von der Anleinpflicht

§ 10 Mitnahmeverbote



Teil I
Allgemeines, Begriffsbestimmungen

§ 1
Zweck des Gesetzes

Zweck des Gesetzes ist es, das Halten und Führen von 
Hunden in der Freien und Hansestadt Hamburg zu regeln,
insbesondere, Gefahren vorzubeugen und abzuwehren, die mit
dem Halten und Führen von Hunden verbunden sind. 

§ 2
Gefährliche Hunde

(1) Bei den folgenden Gruppen und Rassen von Hunden
sowie deren Kreuzungen untereinander oder mit anderen
Hunden wird die Eigenschaft als gefährliche Hunde stets
vermutet: 

1. Pitbull Terrier,

2. American Staffordshire Terrier,

3. Staffordshire Bullterrier,

4. Bullterrier.

(2) Gefährliche Hunde sind darüber hinaus Hunde, die ein
der Situation nicht angemessenes oder ausgeprägtes Aggres-
sionsverhalten gegen Menschen oder Tiere zeigen, insbe-
sondere Hunde, 

1. die durch Zucht, Kreuzung, Haltung oder Ausbildung eine
erhöhte Aggressivität entwickelt haben,

2. die sich gegenüber Mensch oder Tier als bissig erweisen,

3. die in Gefahr drohender Weise Menschen angesprungen
haben oder

4. die gezeigt haben, dass sie unkontrolliert Wild, Vieh oder
andere Tiere hetzen, beißen oder reißen.

(3) Bei den folgenden Rassen von Hunden sowie deren
Kreuzungen untereinander oder mit anderen Hunden wird die
Gefährlichkeit vermutet, solange der zuständigen Behörde
nicht für den einzelnen Hund nachgewiesen wird, dass dieser
keine gesteigerte Aggressivität und Gefährlichkeit gegenüber
Menschen oder Tieren aufweist: 

1. Bullmastiff,

2. Dogo Argentino,

3. Dogue de Bordeaux,

4. Fila Brasileiro,

5. Kangal,

6. Kaukasischer Owtscharka,

7. Mastiff,

8. Mastin Español,

9. Mastino Napoletano,

10. Rottweiler,

11. Tosa Inu.

(4) In Zweifelsfällen hat die Halterin oder der Halter nach-
zuweisen, dass der Hund keiner der in den Absätzen 1 und 3
genannten Gruppen oder Rassen angehört und keine Kreuzung
im Sinne der Absätze 1 und 3 vorliegt. 

§ 3
Halterin oder Halter

(1) Halterin oder Halter ist unbeschadet des Absatzes 2, wer
einen Hund dauerhaft oder vorübergehend in seinem Haushalt
oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen hat. 

(2) Als Halterin oder Halter gilt nicht, wer einen Hund
nicht länger als zwei Monate für eine andere Person in Pflege
oder Verwahrung genommen hat, wenn die andere Person den
Hund im Einklang mit den für ihren Wohnsitz geltenden
Rechtsvorschriften hält, insbesondere über die gegebenenfalls
erforderlichen behördlichen Erlaubnisse verfügt. Dies ist der
zuständigen Behörde auf Verlangen nachzuweisen. 

§ 4
Gehorsamsprüfung

(1) Gehorsamsprüfung im Sinne dieses Gesetzes ist eine
Prüfung, die nach festgelegten Prüfungsstandards von einer
bestimmten Person mit einem bestimmten Hund bei von der
zuständigen Behörde anerkannten sachverständigen Personen
oder Einrichtungen abgelegt wird. In der Prüfung hat die 
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Person nachzuweisen, dass sie den Hund im Alltag unter 
Kontrolle hat und so halten und führen kann, dass von ihm
voraussichtlich keine Gefahren oder erheblichen Belästi-
gungen für Menschen, Tiere oder Sachen ausgehen. 

(2) Bescheinigung über die Gehorsamsprüfung im Sinne
dieses Gesetzes ist die Bescheinigung der Prüferin oder des
Prüfers über die erfolgreich abgelegte Gehorsamsprüfung. Sie
gilt nur jeweils für einen bestimmten Hund und die Person, die
mit diesem Hund die Gehorsamsprüfung abgelegt hat. 

§ 5 
Wesenstest

Durch den Wesenstest wird überprüft, ob ein Hund 
eine gesteigerte Aggressivität oder Gefährlichkeit gegenüber
Menschen oder Tieren aufweist. Er wird nach festgelegten
Standards von einer von der zuständigen Behörde anerkannten
sachverständigen Person oder Einrichtung durchgeführt. Von
anderen sachverständigen Personen oder Einrichtungen
durchgeführte Wesenstests können anerkannt werden. 

§ 6 
Fälschungssichere Kennzeichnung

(1) Fälschungssichere Kennzeichnung im Sinne dieses
Gesetzes ist die Kennzeichnung eines Hundes mit einem elek-
tronisch lesbaren Transponder (Mikrochip) gemäß ISO-Norm.
Der Transponder darf neben einer einmalig vergebenen, un-
veränderlichen Kennnummer keine weiteren Angaben ent-
halten. Die Kennnummer darf weder Daten über die Person
der Hundehalterin oder des Hundehalters noch Hinweise auf
solche Daten enthalten. Der Transponder darf nur verwendet
werden, soweit dies durch dieses Gesetz oder andere Rechtsvor-
schriften zur Überwachung des Umgangs mit Hunden oder für
den Reiseverkehr mit Hunden ausdrücklich vorgeschrieben
ist. 

(2) Ist eine Kennzeichnung nach Absatz 1 aus zwingenden
medizinischen Gründen nicht möglich, kann die zuständige
Behörde auf Antrag im Einzelfall eine anderweitige fälschungs-
sichere Kennzeichnung gestatten. 

Teil II
Vorschriften für das Halten und Führen von Hunden, 

die nicht gefährliche Hunde im Sinne dieses Gesetzes sind

§ 7
Aufsichtspflichten

Hunde sind so zu halten, zu führen und zu beaufsichtigen,
dass Menschen, Tiere oder Sachen nicht gefährdet werden.
Eine Hundehalterin oder ein Hundehalter darf einen Hund
nur solchen Personen überlassen, die die Gewähr dafür bieten,
dass sie als Aufsichtspersonen geeignet sind. 

§ 8
Anleinpflichten

(1) Hunde sind außerhalb des eigenen eingefriedeten
Besitztums, in Mehrfamilienhäusern außerhalb der eigenen
Wohnung, an einer geeigneten, insbesondere reißfesten Leine
zu führen. Im eingefriedeten Besitztum Dritter dürfen Hunde
nur mit Zustimmung der Inhaberin oder des Inhabers des
Hausrechts ohne Leine geführt werden. Die Aufsichtsperson
muss körperlich und geistig in der Lage sein, den Hund sicher
an der Leine zu halten. 

(2) An einer höchstens 2 m langen geeigneten, insbesondere
reißfesten Leine zu führen sind

1. Hunde, die bereits mehrfach Menschen oder Tiere verfolgt,
anhaltend angebellt oder sie sonst erheblich belästigt haben,

2. läufige Hündinnen,

3. Hunde, die in Einkaufszentren, Fußgängerzonen, Haupt-
einkaufsbereichen oder anderen Bereichen, Straßen und
Plätzen mit vergleichbarem Publikumsverkehr oder bei
öffentlichen Versammlungen, Aufzügen und Veranstal-
tungen mit großen Menschenansammlungen mitgeführt
werden,

4. Hunde, die in unmittelbarer Nähe von Schulen, Spiel-
plätzen, Kinder- und Jugendeinrichtungen mitgeführt 
werden.

Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.

(3) Die Anleinpflicht nach den Absätzen 1 und 2 gilt nicht
auf den von der zuständigen Behörde als Hundeauslaufzonen
besonders gekennzeichneten Flächen. Die zuständigen Be-
hörden sollen Hundeauslaufzonen in ausreichender Anzahl
und für die Hundehalterinnen und Hundehalter möglichst
wohnortnah erreichbar ausweisen. Ein Rechtsanspruch auf
Ausweisung einzelner Flächen als Hundeauslaufzone besteht
nicht.

(4) Die Anleinpflicht nach Absatz 1 gilt nicht während der
Durchführung der Gehorsamsprüfung nach § 4 Absatz 1.

(5) Weitergehende Regelungen über Anleinpflichten, die
sich aus diesem Gesetz und anderen Rechtsvorschriften 
ergeben, bleiben unberührt. Dies gilt insbesondere für die
Anleinpflichten nach 

1. der Verordnung zum Schutz der öffentlichen Grün- und
Erholungsanlagen vom 26. August 1975 (HmbGVBl. 
S. 154), zuletzt geändert am 5. Juli 2005 (HmbGVBl. S. 279),

2. dem Landeswaldgesetz vom 13. März 1978 (HmbGVBl. 
S. 74), zuletzt geändert am 17. Dezember 2002 (HmbGVBl.
S. 347, 353),

3. den auf Grund von §§ 15 bis 20 des Hamburgischen 
Naturschutzgesetzes in der Fassung vom 7. August 2001
(HmbGVBl. S. 281), zuletzt geändert am 20. April 2005
(HmbGVBl. S. 146), erlassenen Rechtsverordnungen und 

4. dem Gesetz über den Nationalpark Hamburgisches Watten-
meer vom 9. April 1990 (HmbGVBl. S. 63, 64), geändert am
10. April 2001 (HmbGVBl. S. 52), 

in der jeweils geltenden Fassung.

§ 9
Befreiung von der Anleinpflicht

(1) Wer durch Vorlage einer Bescheinigung über die Ge-
horsamsprüfung (§ 4 Absatz 2) nachweist, dass er einen
bestimmten Hund im Alltag unter Kontrolle hat und so halten
und führen kann, dass von diesem voraussichtlich keine Ge-
fahren oder erheblichen Belästigungen für Menschen, Tiere
oder Sachen ausgehen, wird auf Antrag von der zuständigen
Behörde von der Anleinpflicht nach § 8 Absatz 1 befreit. Die
zuständige Behörde erkennt gleichwertige Bescheinigungen
der zuständigen Stellen anderer Länder oder anderer sachver-
ständiger Personen oder Einrichtungen als Bescheinigung
über die Gehorsamsprüfung an. Darüber hinaus kann im Ein-
zelfall auf Antrag die Befreiung von der Anleinpflicht erfolgen,
wenn die Ablegung der Gehorsamsprüfung insbesondere auf
Grund des Alters beziehungsweise der Gesundheit des Hundes
eine unzumutbare Härte darstellen würde, der Hund offen-
sichtlich ungefährlich ist und die Hundehalterin oder der
Hundehalter bislang nicht gegen die für das Führen oder die



Freitag, den 17. Februar 200640 HmbGVBl. Nr. 5

Haltung des Hundes geltenden Rechtsvorschriften verstoßen
hat.

(2) Die für die Anerkennung sachverständiger Personen
oder Einrichtungen im Sinne des § 4 Absatz 1 Satz 1 zustän-
dige Behörde kann die Tätigkeit nach Absatz 1 Satz 1 auf die
sachverständigen Personen oder Einrichtungen übertragen,
die für die Durchführung der Gehorsamsprüfungen anerkannt
worden sind. In diesem Fall hat die Antragstellerin oder der
Antragsteller der sachverständigen Person oder Einrichtung
vor Durchführung der Gehorsamsprüfung schriftlich zu ver-
sichern, dass es sich bei dem betroffenen Hund nicht um einen
gefährlichen Hund im Sinne des § 2 Absätze 1 bis 3 handelt,
für den betroffenen Hund kein Leinen- und Maulkorbzwang
angeordnet und ihm oder ihr weder das Halten oder das
Führen des betroffenen Hundes noch das Halten oder Führen
von Hunden generell untersagt worden ist. Die sachverstän-
dige Person oder Einrichtung hat der zuständigen Behörde
eine Kopie der Bescheinigung über die Befreiung von der
Anleinpflicht unter Angabe des Namens und der Anschrift der
Antragstellerin oder des Antragstellers, der Nummer des
Transponders des Hundes beziehungsweise in den Fällen des
§ 6 Absatz 2 der Angaben zur anderweitigen fälschungs-
sicheren Kennzeichnung und des Datums der Ausstellung der
Bescheinigung zum Zweck der Erfassung der betreffenden
Daten im zentralen Register (§ 24) sowie auf Verlangen das
Schriftstück nach Satz 2 zu übersenden sowie die Gebühr für
die Befreiung von der Anleinpflicht bei der Antragstellerin
oder dem Antragsteller zu erheben und an die zuständige
Behörde weiterzuleiten.

(3) Die Befreiung von der Anleinpflicht gilt nur für einen
bestimmten Hund und die Person, die für diesen Hund den
Nachweis nach Absatz 1 geführt hat. Die Befreiung gilt ent-
gegen § 1 Absatz 3 Nummer 6 der Verordnung zum Schutz der
öffentlichen Grün- und Erholungsanlagen auch auf Wegen,
Pfaden und Rasenflächen in öffentlichen Grün- und Erholungs-
anlagen, soweit die zuständige Behörde dies erlaubt und die
betreffenden Flächen in geeigneter Weise kenntlich gemacht
hat. Die Hundeführerin oder der Hundeführer hat sicherzustel-
len, dass der Hund von Spielplätzen und -flächen, als Liegewie-
sen genutzten Rasenflächen, Blumenbeeten, Unterholz, Ufer-
zonen und Biotopen ferngehalten wird. Die Anleinpflichten
nach § 8 Absätze 2 und 5 und § 17 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2
sowie die Mitnahmeverbote nach § 10 und § 17 Absatz 3 bleiben
im Übrigen unberührt. Für die in Satz 2 genannten Flächen gilt
§ 8 Absatz 3 Sätze 2 und 3 entsprechend.

(4) Die Befreiung von der Anleinpflicht darf nur erteilt wer-
den, wenn die Halterin oder der Halter des Hundes ihren bzw.
seinen Anzeige- und Mitteilungspflichten nach § 13 Absatz 1
nachgekommen ist. Ist die Tätigkeit nach Absatz 1 Satz 1
gemäß Absatz 2 Satz 1 übertragen worden, hat die Antragstelle-
rin oder der Antragsteller der sachverständigen Person oder
Einrichtung vor Durchführung der Gehorsamsprüfung nach-
zuweisen, dass die Halterin oder der Halter des Hundes ihren
bzw. seinen Anzeige- und Mitteilungspflichten nach § 13
Absatz 1 nachgekommen ist oder der sachverständigen Person
oder Einrichtung die in § 13 Absatz 1 genannten Angaben und
Unterlagen zum Zweck der Weiterleitung an die zuständige
Behörde auszuhändigen. Im letztgenannten Fall hat die sach-
verständige Person oder Einrichtung die Gebühr für die
Anmeldung bei der Antragstellerin oder dem Antragsteller zu
erheben und an die zuständige Behörde weiterzuleiten.

(5) Für Hunde, für die ein Maulkorb- oder Leinenzwang
angeordnet worden ist, darf die Befreiung nach Absatz 1 erst
erteilt werden, wenn der Maulkorb oder Leinenzwang zuvor
von der zuständigen Behörde aufgehoben worden ist. Entgegen
Satz 1 erteilte Befreiungen von der Anleinpflicht sind nichtig.

Die Bescheinigung über die Befreiung von der Anleinpflicht ist
der zuständigen Behörde unverzüglich zu übergeben.

(6) Die Befreiung von der Anleinpflicht erlischt mit der
Anordnung eines Leinenzwanges nach § 23 Absatz 6. Die
Bescheinigung über die Befreiung von der Anleinpflicht ist der
zuständigen Behörde unverzüglich zu übergeben.

(7) Die Bescheinigung über die Befreiung von der Anlein-
pflicht und ein Personen-Identitätsnachweis sind beim Aus-
führen des Hundes stets im Original mitzuführen und den
Bediensteten der für die Durchführung dieses Gesetzes zustän-
digen Behörden auf Verlangen vorzuzeigen und zur Prüfung
auszuhändigen.

(8) Die zuständige Behörde kann auf Antrag für Hunde, 
die in einem Tierheim im Sinne des § 11 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 des Tierschutzgesetzes in der Fassung vom 25. Mai 1998
(BGBl. I S. 1106, 1818), zuletzt geändert am 21. Juni 2005
(BGBl. I S. 1666, 1668), gehalten werden, oder für Personen, 
die gewerbsmäßig fremde Hunde betreuen, Ausnahmen von
Absatz 3 Satz 1 zulassen.

§ 10

Mitnahmeverbote

Regelungen über das Verbot der Mitnahme von Hunden,
die sich aus anderen Rechtsvorschriften ergeben, bleiben un-
berührt. Dies gilt insbesondere für die Mitnahmeverbote nach 

1. der Verordnung zum Schutz der öffentlichen Grün- und
Erholungsanlagen,

2. dem Landeswaldgesetz,

3. den auf Grund von §§ 15 und 16 des Hamburgischen Natur-
schutzgesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, soweit sie
Mitnahmeverbote enthalten,

4. der Bestattungsverordnung vom 20. Dezember 1988
(HmbGVBl. S. 303), zuletzt geändert am 12. Oktober 2004
(HmbGVBl. S. 379), und

5. dem Gesetz zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicher-
heit und Ordnung auf Märkten und Volksfesten vom 
6. März 1985 (HmbGVBl. S. 85)

in der jeweils geltenden Fassung. 

§ 11

Kennzeichnungspflichten

(1) Jede Halterin und jeder Halter eines Hundes ist ver-
pflichtet, ihren oder seinen Hund fälschungssicher kenn-
zeichnen zu lassen (§ 6). Satz 1 gilt nicht für Hunde, die nach-
weislich den sechsten Lebensmonat noch nicht vollendet
haben.

(2) Außerhalb des eigenen eingefriedeten Besitztums, 
in Mehrfamilienhäusern außerhalb der eigenen Wohnung,
müssen alle Hunde ein geeignetes Halsband oder Brustgeschirr
tragen.

§ 12 

Haftpflichtversicherung

(1) Die Halterin oder der Halter eines Hundes ist verpflich-
tet, eine Haftpflichtversicherung ohne Selbstbeteiligung oder
mit einer Selbstbeteiligung von höchstens 500 Euro zur
Deckung der durch den Hund verursachten Schäden mit einer
Mindestversicherungssumme in Höhe von 1 Million Euro für
Personen- und sonstige Schäden abzuschließen und aufrecht-
zuerhalten. Die Haftpflichtversicherung muss mindestens die
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Haftung des Tierhalters nach § 833 des Bürgerlichen Gesetz-
buches umfassen.

(2) Zuständige Stelle nach § 158 c Absatz 2 Satz 1 des 
Gesetzes über den Versicherungsvertrag vom 30. Mai 1908
(BGBl. III 7632-1), zuletzt geändert am 2. Dezember 2004
(BGBl. I S. 3102, 3106), in der jeweils geltenden Fassung ist die
nach diesem Gesetz zuständige Behörde.

(3) Die zuständige Behörde kann auf Antrag für Hunde, die
in einem Tierheim im Sinne des § 11 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 des Tierschutzgesetzes gehalten werden, Ausnahmen von
Absatz 1 zulassen.

§ 13
Anzeige- und Mitteilungspflichten

(1) Die Halterin oder der Halter ist verpflichtet, der zu-
ständigen Behörde unverzüglich nach Aufnahme der Hunde-
haltung folgende Angaben und Unterlagen zu übermitteln: 

1. Name und Anschrift der Halterin oder des Halters,

2. Nummer des Transponders des Hundes (§ 11 Absatz 1, § 6
Absatz 1) oder gegebenenfalls Angaben zur anderweitigen
fälschungssicheren Kennzeichnung (§ 11 Absatz 1, § 6
Absatz 2),

3. Rassezugehörigkeit des Hundes oder Angabe der Kreuzung
sowie Schulterhöhe des Hundes,

4. Geschlecht und Geburtsdatum des Hundes,

5. Bescheinigung des Versicherers über das Bestehen der Haft-
pflichtversicherung (§ 12 Absatz 1) nach § 158 b Absatz 2
Satz 1 des Gesetzes über den Versicherungsvertrag.

Diese Anmeldung beinhaltet die Anmeldung nach dem Hun-
desteuergesetz.

(2) Des Weiteren ist die zuständige Behörde über den Tod
oder die Abgabe des Hundes unter Angabe des Todes- oder
Abgabetages, über eine Änderung der Anschrift der Halterin
oder des Halters sowie über einen Wechsel des Haftpflichtver-
sicherers zu unterrichten. Bei der Abgabe eines Hundes nach 
§ 2 Absatz 3, der nach § 18 von den besonderen Vorschriften für
gefährliche Hunde freigestellt ist, sind darüber hinaus der
zuständigen Behörde Name und Anschrift der neuen Halterin
oder des neuen Halters mitzuteilen. 

(3) Auf Verlangen ist der zuständigen Behörde das Fort-
bestehen der Haftpflichtversicherung nachzuweisen. 

(4) Die zuständige Behörde kann auf Antrag für Hunde, 
die in einem Tierheim im Sinne des § 11 Absatz  1 Satz 1 Num-
mer 2 des Tierschutzgesetzes gehalten werden, Ausnahmen von
den Absätzen 1 bis 3 zulassen.

Teil III
Vorschriften für das Halten und Führen 

von gefährlichen Hunden

§ 14
Haltungsverbot, Erlaubnispflicht 

(1) Das Halten gefährlicher Hunde ist grundsätzlich ver-
boten. Wer einen gefährlichen Hund halten will, bedarf der
Erlaubnis der zuständigen Behörde.

(2) Die Erlaubnis ist vor Beginn der Haltung bei der zu-
ständigen Behörde zu beantragen. Die Halterin oder der Halter
hat dabei das berechtigte Interesse an der Haltung des gefähr-
lichen Hundes (§ 15 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe a) sowie
seine Zuverlässigkeit für den Umgang mit gefährlichen
Hunden (§ 15 Absatz 1 Nummer 2) nachzuweisen. Die übrigen

Voraussetzungen für die Erteilung der Erlaubnis sind nach
Beginn der Haltung innerhalb einer von der zuständigen
Behörde zu bestimmenden angemessenen Frist nachzuweisen.
Während dieser Frist gilt die Haltung des gefährlichen Hundes
als vorläufig erlaubt.

(3) Ist es aus objektiven, von der Halterin oder dem Halter
nicht zu vertretenden Gründen unmöglich, die Erlaubnis vor
Beginn der Haltung eines gefährlichen Hundes zu beantragen
oder die Voraussetzungen des § 15 Absatz 1 Nummer 3 Buch-
stabe a oder des § 15 Absatz 1 Nummer 2 nachzuweisen, ist die
Erlaubnis unverzüglich nach Wegfall der Hinderungsgründe
zu beantragen. Die Voraussetzungen für die Erteilung der
Erlaubnis sind innerhalb einer von der zuständigen Behörde zu
bestimmenden angemessenen Frist nachzuweisen. Während
dieser Frist gilt die Haltung des gefährlichen Hundes als vor-
läufig erlaubt. 

(4) Die Bescheinigung über die Antragstellung beziehungs-
weise die Erlaubnis sind beim Ausführen des Hundes stets im
Original mitzuführen und den Bediensteten der für die Durch-
führung dieses Gesetzes zuständigen Behörden auf Verlangen
vorzuzeigen und zur Prüfung auszuhändigen.

§ 15

Voraussetzungen für die Erteilung der Erlaubnis

(1) Die Erlaubnis darf auf Antrag nur erteilt werden, wenn 

1. keine Gefahren für Leben, Gesundheit oder Eigentum 
Dritter entgegenstehen, 

2. keine Bedenken gegen die Zuverlässigkeit der Halterin oder
des Halters (§ 16) bestehen und

3. die Antragstellerin oder der Antragsteller nachweist, dass

a) ein berechtigtes Interesse an der Haltung des gefähr-
lichen Hundes besteht, 

b) der Hund sterilisiert oder kastriert ist, 

c) eine Haftpflichtversicherung gemäß § 12 besteht, 

d) der Hund fälschungssicher gekennzeichnet ist (§ 6) und

e) sie bzw. er mit dem Hund eine geeignete und von der
zuständigen Behörde anerkannte Hundeschule besucht
hat; geeignet ist eine Hundeschule, der Einrichtungen
und ausgebildetes Personal für die Vermittlung der für
die Haltung eines gefährlichen Hundes erforderlichen
Sachkunde sowie für die Erziehung des Hundes zur 
Verfügung stehen. 

(2) Die Erlaubnis ist mit der Auflage zu verbinden, die
zuständige Behörde schriftlich oder zur Niederschrift über den
Tod oder die Abgabe des Hundes (Todes- oder Abgabetag,
Name und Anschrift der neuen Halterin oder des neuen 
Halters), einen Wechsel des Haftpflichtversicherers sowie über
eine Änderung der Anschrift der Halterin oder des Halters zu
unterrichten und die Haftpflichtversicherung während der
gesamten Zeit der Haltung aufrechtzuerhalten. 

(3) Die Erlaubnis kann befristet werden. 

§ 16

Zuverlässigkeit

(1) Die erforderliche Zuverlässigkeit für den Umgang mit
gefährlichen Hunden besitzen in der Regel Personen nicht, die
insbesondere 

1. wegen vorsätzlichen Angriffs auf das Leben oder die
Gesundheit, Vergewaltigung, Zuhälterei, Menschenhan-
dels, Land- oder Hausfriedensbruchs, Widerstandes gegen
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die Staatsgewalt, einer gemeingefährlichen Straftat oder
einer Straftat gegen das Eigentum oder das Vermögen, 

2. wegen einer im Zustand der Trunkenheit begangenen
Straftat,

3. wegen einer Straftat nach dem Tierschutzgesetz, dem 
Bundesjagdgesetz, dem Waffengesetz, dem Gesetz über die
Kontrolle von Kriegswaffen, dem Sprengstoffgesetz oder
dem Betäubungsmittelgesetz rechtskräftig verurteilt wor-
den sind, wenn seit dem Eintritt der Rechtskraft der letzten
Verurteilung fünf Jahre noch nicht verstrichen sind, 

4. wiederholt oder gröblich gegen Vorschriften dieses Geset-
zes, sonstige Rechtsvorschriften über das Halten, Führen,
Züchten und Ausbilden von Hunden oder die Vorschriften
eines der in Nummer 3 genannten Gesetze verstoßen haben, 

5. minderjährig sind oder
6. an einer schweren psychischen Krankheit oder einer geis-

tigen oder seelischen Behinderung leiden oder alkohol-,
arzneimittel- oder drogenabhängig sind. 

In die Frist nach Satz 1 wird die Zeit nicht eingerechnet, in wel-
cher die Personen auf behördliche Anordnung in einer Anstalt
verwahrt worden sind. 

(2) Zum Nachweis der Zuverlässigkeit hat die Halterin oder
der Halter eines gefährlichen Hundes ein Führungszeugnis
zur Vorlage bei einer Behörde nach § 30 Absatz 5 des Bundes-
zentralregistergesetzes in der Fassung vom 21. September 1984
(BGBl. 1984 I S. 1230, 1985 I S. 195), zuletzt geändert am 
15. Juni 2005 (BGBl. I S. 1626, 1641), zu beantragen. Sind Tat-
sachen bekannt, die Bedenken gegen die Zuverlässigkeit im
Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 6 begründen, so kann die
zuständige Behörde von der Antragstellerin oder dem Antrag-
steller die Vorlage eines amts- oder fachärztlichen Gutachtens
verlangen. 

(3) Des Weiteren kann die zuständige Behörde zur Über-
prüfung der Zuverlässigkeit
1. eine unbeschränkte Auskunft aus dem Zentralregister nach

§ 41 Absatz 1 Nummer 9 des Bundeszentralregistergesetzes
einholen,

2. Anfragen an das zuständige Landeskriminalamt über
Strafverfahren, strafrechtliche Ermittlungsverfahren und
sonstige Erkenntnisse, die geeignet sind, Bedenken gegen
die Zuverlässigkeit zu begründen, stellen und

3. Auskünfte bei den für die Haltung von Hunden zuständigen
Ordnungsbehörden der Wohnsitze der Antragstellerin oder
des Antragstellers, beschränkt auf die letzten fünf Jahre,
einholen. 

(4) Die im Rahmen der Zuverlässigkeitsprüfung gespeicher-
ten personenbezogenen Daten dürfen nur
1. für die mit der Zuverlässigkeitsprüfung verfolgten Zwecke,
2. zur Abwehr einer unmittelbar bevorstehenden, erheblichen

Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder
3. zur Verhinderung oder Verfolgung von Straftaten von

erheblicher Bedeutung genutzt und übermittelt werden.
Das Hamburgische Archivgesetz vom 21. Januar 1991
(HmbGVBl. S. 7), zuletzt geändert am 16. Juni 2005
(HmbGVBl. S. 233, 239), in der jeweils geltenden Fassung
findet auf die Unterlagen der Zuverlässigkeitsprüfung keine
Anwendung. 

§ 17
Halten und Führen gefährlicher Hunde 

(1) Gefährliche Hunde sind so zu halten, zu führen und zu
beaufsichtigen, dass Menschen, Tiere oder Sachen nicht
gefährdet werden. Sie sind insbesondere ausbruchssicher

unterzubringen. Eine Hundehalterin oder ein Hundehalter
darf einen gefährlichen Hund nur solchen Personen über-
lassen, die die Gewähr dafür bieten, dass sie als Aufsichtsperson
geeignet, insbesondere zuverlässig im Sinne des § 16 Absatz 1
sind. 

(2) Gefährliche Hunde müssen außerhalb des eigenen ein-
gefriedeten Besitztums, in Mehrfamilienhäusern außerhalb der
eigenen Wohnung

1. einen Maulkorb tragen, der ein Beißen verhindert,

2. an einer geeigneten, insbesondere reißfesten Leine geführt
werden, die in den in § 8 Absatz 2 Satz 1 Nummern 3 und 4
genannten Fällen nicht länger als 2 m sein darf und

3. ein geeignetes Halsband oder Brustgeschirr tragen.

Im eingefriedeten Besitztum Dritter dürfen Hunde nur mit
Zustimmung der Inhaberin oder des Inhabers des Hausrechts
ohne Maulkorb und Leine geführt werden. Gefährliche Hunde
dürfen nur von Personen geführt werden, die körperlich und
geistig in der Lage sind, den Hund sicher an der Leine zu hal-
ten. Mehrere gefährliche Hunde dürfen nicht von einer Person
gleichzeitig geführt werden. 

(3) Regelungen über das Verbot der Mitnahme von Hunden
in anderen Rechtsvorschriften bleiben unberührt. Dies gilt ins-
besondere für die Mitnahmeverbote nach

1. der Verordnung zum Schutz der öffentlichen Grün- und
Erholungsanlagen,

2. dem Landeswaldgesetz,

3. den auf Grund von §§ 15 und 16 des Hamburgischen Natur-
schutzgesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, soweit sie
Mitnahmeverbote enthalten,

4. der Bestattungsverordnung und

5. dem Gesetz zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicher-
heit und Ordnung auf Märkten und Volksfesten 

in der jeweils geltenden Fassung. 

(4) Wer einen gefährlichen Hund hält, hat dies an jedem
Zugang des eingefriedeten Besitztums oder seiner Wohnung
durch ein geeignetes Warnschild deutlich kenntlich zu
machen, das eindeutig auf die Haltung eines gefährlichen Hun-
des hinweist. 

§ 18

Widerlegung der Gefährlichkeitsvermutung

(1) Die Halterin oder der Halter eines gefährlichen Hundes
im Sinne des § 2 Absatz 3 wird auf Antrag von den besonderen
Vorschriften für gefährliche Hunde (§§ 14 bis 17) freigestellt,
wenn der zuständigen Behörde für den einzelnen Hund nach-
gewiesen wird, dass dieser keine gesteigerte Aggressivität oder
Gefährlichkeit gegenüber Menschen oder Tieren aufweist. Der
Nachweis wird durch Vorlage eines Gutachtens über einen
erfolgreich durchgeführten Wesenstest (§ 5) erbracht. 

(2) Hat der Hund bei Durchführung des Wesenstests den 
15. Lebensmonat noch nicht vollendet, wird die Freistellung
nur befristet erteilt. Sie wird auf Antrag unbefristet verlängert,
wenn die Antragstellerin oder der Antragsteller durch Vorlage
eines entsprechenden Gutachtens nachweist, dass der Wesens-
test nach Vollendung des 15. Lebensmonates erneut erfolgreich
durchgeführt worden ist. Die befristete Freistellung bis zur
Vollendung des 15. Lebensmonates kann auch erteilt werden,
wenn die Halterin oder der Halter die regelmäßige erfolgreiche
Teilnahme an einer Junghundeausbildung nachweist. 
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(3) Die Freistellung ist auf die jeweilige Halterin oder den
jeweiligen Halter beschränkt. 

(4) Während des laufenden Freistellungsverfahrens gilt die
Haltung des gefährlichen Hundes als vorläufig erlaubt. 

(5) Die Bescheinigung über die Antragstellung beziehungs-
weise die Bescheinigung über die Freistellung von den be-
sonderen Vorschriften für gefährliche Hunde sind beim 
Ausführen des Hundes stets im Original mitzuführen und 
den Bediensteten der für die Durchführung dieses Gesetzes
zuständigen Behörden auf Verlangen vorzuzeigen und zur 
Prüfung auszuhändigen.

§ 19
Besondere Vorschriften für Welpen und Junghunde

(1) Gefährliche Hunde im Sinne des § 2 Absatz 1, die nach-
weislich den neunten Lebensmonat noch nicht vollendet
haben, unterliegen nicht der Maulkorbpflicht nach § 17 Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 1. 

(2) Gefährliche Hunde im Sinne des § 2 Absatz 3, die nach-
weislich den neunten Lebensmonat noch nicht vollendet
haben, unterliegen nicht der Erlaubnispflicht nach § 14 Ab-
satz 1 und der Maulkorbpflicht nach § 17 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 1. Die Haltung eines gefährlichen Hundes im Sinne des
Satzes 1 ist der zuständigen Behörde anzuzeigen und innerhalb
einer von der zuständigen Behörde zu bestimmenden angemes-
senen Frist das Bestehen einer Haftpflichtversicherung nach 
§ 12 Absatz 1 und die fälschungssichere Kennzeichnung 
des Hundes (§ 6) nachzuweisen. Hierzu ist der zuständigen
Behörde die Bescheinigung des Versicherers über den Ab-
schluss der Haftpflichtversicherung nach § 158 b Absatz 2 
Satz 1 des Gesetzes über den Versicherungsvertrag vorzulegen. 

Teil IV
Weitere Vorschriften

§ 20
Kotbeseitigungspflicht

Wer einen Hund außerhalb des eigenen eingefriedeten
Besitztums, in Mehrfamilienhäusern außerhalb der eigenen
Wohnung, führt, ist verpflichtet, den Kot des Hundes auf-
zunehmen und ordnungsgemäß zu entsorgen, soweit dies im
Einzelfall möglich und angemessen ist. 

§ 21
Verbot der Zucht, der Ausbildung und des Handels

(1) Hunde dürfen nicht mit dem Ziel einer gesteigerten
Aggressivität und Gefährlichkeit gegenüber Menschen oder
Tieren gezüchtet oder ausgebildet werden. 

(2) Mit gefährlichen Hunden (§ 2) darf nicht gezüchtet
werden. Sie dürfen nicht mit dem Ziel einer weiteren Steige-
rung ihrer Aggressivität und Gefährlichkeit ausgebildet
werden. Die Halterin oder der Halter eines gefährlichen
Hundes hat sicherzustellen, dass eine Verpaarung des Hundes
mit anderen Hunden nicht erfolgt. 

(3) Der gewerbsmäßige Handel mit gefährlichen Hunden
ist verboten. 

§ 22
Ausnahmen

(1) Dieses Gesetz gilt nicht für

1. Diensthunde der Bundes- und Landesbehörden, Hunde des
Rettungsdienstes und des Katastrophenschutzes sowie

Herdengebrauchshunde, soweit diese im Rahmen ihrer
jeweiligen Zweckbestimmung eingesetzt werden,

2. Jagdhunde im Rahmen der Jagdausübung und -ausbildung,

3. Blindenführhunde und Behindertenbegleithunde im
Einsatz. 

(2) Darüber hinaus gilt § 8 Absatz 1 und § 8 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 3 nicht, wenn Diensthunde der Bundes- oder
Landesbehörden von der zuständigen Diensthundeführerin
oder dem zuständigen Diensthundeführer zum Zwecke der Ge-
horsamsausbildung oder Gehorsamsschulung geführt werden.

(3) Für die Haltung von Hunden, die nicht länger als zwei
Monate in der Freien und Hansestadt Hamburg gehalten
werden, gelten § 11 Absatz 1, § 12 Absatz 1, § 13 und § 14 Ab-
satz 1 nicht. Die Halterin oder der Halter hat der zuständigen
Behörde auf Verlangen nachzuweisen, dass die Haltung nicht
länger als zwei Monate andauert oder andauern wird. 

§ 23

Anordnungsbefugnisse 

(1) Die zuständigen Behörden sind befugt, zum Zwecke der
Kontrolle der Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes
sowie anderer Rechtsvorschriften über das Halten und Führen
von Hunden die fälschungssichere Kennzeichnung des
Hundes (§ 6) zu überprüfen und dabei insbesondere den Trans-
ponder mittels eines Lesegerätes abzulesen. Die anwesende
Aufsichtsperson ist verpflichtet, bei der Überprüfung der fäl-
schungssicheren Kennzeichnung, insbesondere beim Ablesen
des Transponders, mitzuwirken. 

(2) Die zuständige Behörde untersagt das Halten eines
gefährlichen Hundes unbeschadet des Satzes 2, wenn die nach
§ 14 Absatz 1 erforderliche Erlaubnis nicht vorliegt oder die
Halterin oder der Halter gegen § 17 verstößt. In besonders
begründeten Einzelfällen kann die Behörde bei einmaligen und
geringfügigen Verstößen gegen § 17 von der Untersagung der
Haltung absehen.

(3) Die zuständige Behörde kann das Halten eines Hundes
untersagen, wenn gegen § 7, § 8 Absätze 1 und 2, § 11, § 12
Absatz 1 oder § 13 oder gegen eine vollziehbare Anordnung
nach Absatz 6 verstoßen wird. Des Weiteren kann die zustän-
dige Behörde das Halten eines Hundes untersagen, wenn gegen
Anleinpflichten oder Mitnahmeverbote, die sich insbesondere
aus den in § 8 Absatz 5 und § 10 genannten Rechtsvorschriften
ergeben, verstoßen wird. 

(4) Die zuständige Behörde kann das Führen eines Hundes
untersagen, wenn gegen § 7, § 8 Absätze 1 und 2, § 11 Absatz 2
oder § 17 Absätze 1 und 2 verstoßen wird. Des Weiteren kann
die zuständige Behörde das Führen eines Hundes untersagen,
wenn gegen Anleinpflichten oder Mitnahmeverbote, die sich
insbesondere aus den in § 8 Absatz 5, § 10 und § 17 Absatz 3
genannten Rechtsvorschriften ergeben, verstoßen wird. 

(5) Die zuständige Behörde kann Personen bei wiederholten
oder gröblichen Verstößen gegen die Vorschriften dieses Ge-
setzes generell die Haltung oder das Führen von Hunden
untersagen. Das Gleiche gilt bei wiederholten oder gröblichen
Verstößen gegen Anleinpflichten oder Mitnahmeverbote, die
sich insbesondere aus den in § 8 Absatz 5, § 10 und § 17 Ab-
satz 3 genannten Rechtsvorschriften ergeben. 

(6) Die zuständige Behörde kann das Halten eines Hundes
insbesondere durch Anordnung eines Leinen- oder Maul-
korbzwangs, einer ausbruchssicheren Haltung oder des Be-
suches einer Hundeschule beschränken, wenn der Hund ein
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Verhalten aufweist, durch das Menschen oder Tiere gefährdet
oder erheblich belästigt werden. 

(7) Die zuständige Behörde kann die Befreiung von der
Anleinpflicht (§ 9 Absatz 1 Sätze 1 und 3) widerrufen, wenn
gegen § 7, § 8 Absatz 2, § 9 Absatz 3 Satz 3 oder gegen Anlein-
pflichten und Mitnahmeverbote, die sich aus den in § 8 Ab-
satz 5 und § 10 genannten Rechtsvorschriften ergeben, ver-
stoßen wird. §§ 48 und 49 des Hamburgischen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes vom 9. November 1977 (HmbGVBl. S. 333,
402), zuletzt geändert am 20. April 2005 (HmbGVBl. S. 141,
142), bleiben unberührt.

(8) Soweit dies zur Durchführung dieses Gesetzes erforder-
lich ist, kann die zuständige Behörde anordnen, dass die
Hundehalterin oder der Hundehalter den Hund bei einer von
der zuständigen Behörde zu bestimmenden Stelle zur Rasse-
bestimmung oder zur Prüfung der Gefährlichkeit (§ 2 Absatz 2)
vorzuführen oder auf eigene Kosten einen Wesenstest (§ 5)
durchführen zu lassen hat. 

(9) Die zuständige Behörde kann einen Hund sicherstellen,
wenn die nach diesem Gesetz bestehenden Verbote oder Gebote
nicht eingehalten werden oder den Anordnungen oder Auf-
lagen der zuständigen Behörde nicht nachgekommen wird. § 14
Absätze 2 bis 6 des Gesetzes zum Schutz der öffentlichen
Sicherheit und Ordnung vom 14. März 1966 (HmbGVBl. S. 77),
zuletzt geändert am 16. Juni 2005 (HmbGVBl. S. 233), gilt ent-
sprechend. Die Kosten der Sicherstellung und Verwahrung
fallen dabei der Halterin oder dem Halter des sichergestellten
Hundes und der Person zur Last, die durch die Nichtein-
haltung der nach diesem Gesetz bestehenden Verbote oder
Gebote oder die Nichtbefolgung der Anordnungen oder Auf-
lagen der zuständigen Behörde Anlass zur Sicherstellung gege-
ben hat. Mehrere Verantwortliche, insbesondere auch mehrere
Halterinnen oder Halter haften als Gesamtschuldner. 

(10) Die zuständige Behörde kann im Zusammenhang mit
der Untersagung der Haltung eines Hundes dessen Einziehung
anordnen. Sämtliche Kosten der Einziehung einschließlich der
durch die Einziehung erforderlich werdenden Unterbringung
und Vermittlung des Hundes an eine neue Halterin oder einen
neuen Halter fallen der Halterin oder dem Halter des eingezo-
genen Hundes und der Person zur Last, die durch ihr Verhalten
Anlass zur Anordnung der Einziehung gegeben hat. Mehrere
Verantwortliche, insbesondere auch mehrere Halterinnen oder
Halter, haften als Gesamtschuldner.

(11) Die zuständige Behörde kann die Tötung eines Hundes
anordnen, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass
der Hund auch in Zukunft eine Gefahr für Leben und Gesund-
heit von Mensch oder Tier darstellt. Die Kosten der Tötung
fallen bei sichergestellten Hunden den nach Absatz 9, bei ein-
gezogenen Hunden den nach Absatz 10 verantwortlichen Per-
sonen zur Last. Mehrere Verantwortliche, insbesondere auch
mehrere Halterinnen oder Halter, haften als Gesamtschuldner. 

(12) Im Übrigen kann die zuständige Behörde unbeschadet
der Vorschriften dieses Gesetzes nach Maßgabe des Gesetzes
zum Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung die im
Einzelfall notwendigen Maßnahmen treffen, um eine von
einem Hund ausgehende Gefahr für die öffentliche Sicherheit
oder Ordnung abzuwehren. 

(13) Widerspruch und Klage gegen Anordnungen nach den
Absätzen 1 bis 9 haben keine aufschiebende Wirkung. 

§ 24
Zentrales Register

(1) Es wird ein zentrales Register zur Erfassung aller in der
Freien und Hansestadt Hamburg gehaltenen Hunde errichtet,
in dem folgende Daten erfasst werden:

1. Name und Anschrift der Halterin oder des Halters,

2. Nummer des Transponders des Hundes,

3. Rassezugehörigkeit des Hundes oder Angabe der Kreu-
zung einschließlich diesbezüglicher behördlicher Feststel-
lungen sowie die Größe des Hundes,

4. Geschlecht und Geburtsdatum des Hundes,

5. Angaben über das Bestehen der Haftpflichtversicherung
nach §12 Absatz 1 oder §15 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe c,

6. Bezeichnung der zuständigen Behörde, bei der der Hund
geführt wird,

7. die Gefährlichkeit eines Hundes nach § 2 Absatz 2,

8. nach diesem Gesetz erteilte Erlaubnisse, Freistellungen
und Befreiungen einschließlich des Datums der Antrag-
stellung, der Bescheiderteilung und gegebenenfalls des
Widerrufs der Erlaubnis, Freistellung oder Befreiung,

9. nach diesem Gesetz abgelehnte Anträge auf Erteilung einer
Erlaubnis, Freistellung oder Befreiung einschließlich des
Datums der Antragstellung und der Bescheiderteilung,

10. nach diesem Gesetz angeordnete 
a) Haltungsuntersagungen gemäß § 23 Absätze 2, 3 und 5,
b) Verbote, einen Hund zu führen gemäß § 23 Absätze 4

und 5,
c) Haltungsbeschränkungen gemäß § 23 Absatz 6,

11. Anordnungen nach § 23 Absatz 8,

12. Vollstreckungsaufträge bezüglich der Sicherstellung, Ein-
ziehung oder Vorführung von Hunden gemäß § 6 Absatz 3
des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes vom 13. März 1961
(HmbGVBl. S. 79, 136), zuletzt geändert am 9. September
2003 (HmbGVBl. S. 467), in der jeweils geltenden Fassung,

13. Verstöße gegen die Vorschriften dieses Gesetzes,

14. Verstöße gegen Anleinpflichten und Mitnahmeverbote,
die sich aus anderen Rechtsvorschriften ergeben,

15. Angaben über 

a) Bissvorfälle einschließlich Angaben zu entstandenen
Sach- und Personenschäden und 

b) sonstige Vorfälle, bei denen Menschen durch einen
Hund nicht unerheblich belästigt wurden. 

Ist eine behördliche Maßnahme oder Feststellung nach 
Satz 1 im Register zu speichern, ist auch zu vermerken, ob die
Maßnahme oder Feststellung bestandskräftig oder vollziehbar
ist. Werden behördliche Maßnahmen oder Feststellungen, die
nach Satz 1 im Register zu speichern sind, von der zuständigen
Behörde oder durch eine gerichtliche Entscheidung aufge-
hoben oder wird deren Rechtswidrigkeit festgestellt oder 
werden sie abgeändert, sind die entsprechenden Eintragungen
unverzüglich im Register zu löschen oder abzuändern, sofern
nicht in Satz 1 etwas anderes bestimmt ist. Das Gleiche gilt,
wenn sich eine Eintragung nach Satz 1 Nummern 13 bis 15 als
unzutreffend herausstellt. 

(2) Das zentrale Register dient der Durchführung dieses
Gesetzes einschließlich der Erstellung der für die Berichter-
stattung nach § 26 erforderlichen Statistiken, der Ermittlung
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der letzten Halterin oder des letzten Halters von Fundhunden
und der Ermittlung der letzten Halterin oder des letzten Hal-
ters herrenloser Hunde, der Erfüllung von Datenübermitt-
lungspflichten nach dem Hundesteuergesetz in der Fassung
vom 24. Januar 1995 (HmbGVBl. S. 5), zuletzt geändert am
26. Januar 2006 (HmbGVBl. S. 47, 56), in der jeweils geltenden
Fassung sowie der Durchführung des Tierschutzgesetzes in der
Fassung vom 25. Mai 1998 (BGBl. I S. 1105, 1818), zuletzt
geändert am 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1666), in der jeweils
geltenden Fassung.

(3) Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die
für die Errichtung und den Betrieb des zentralen Registers
erforderlichen ergänzenden Bestimmungen zu treffen. Die
Rechtsverordnung enthält dabei insbesondere Vorschriften
über die Tilgungsfristen für die Eintragungen, den Abruf von
personenbezogenen Daten aus dem zentralen Register, die
Übermittlung von Daten aus dem zentralen Register ein-
schließlich der technischen und organisatorischen Maßnah-
men sowie der Maßnahmen der Datenschutzkontrolle.

(4) Der Senat kann die Ermächtigung nach Absatz 3 durch
Rechtsverordnung auf die zuständige Behörde weiter über-
tragen.

(5) Die bzw. der Hamburgische Datenschutzbeauftragte ist
vor Erlass der Rechtsverordnung zu hören. 

§ 25

Weitere Verordnungsermächtigung

(1) Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die
zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Bestimmun-
gen zu treffen. 

(2) Die Rechtsverordnung muss Vorschriften enthalten
über

1. den Inhalt und die Durchführung der Gehorsamsprüfung,
das Verfahren und die Voraussetzungen für die Anerken-
nung der sachverständigen Personen oder Einrichtungen,
den Inhalt und die Form der Bescheinigung über die Ge-
horsamsprüfung, die Anerkennung anderweitig erbrachter
Nachweise über den Gehorsam des Hundes und das Ver-
fahren für die Befreiung von der Anleinpflicht nach § 9
Absatz 2,

2. den Inhalt und die Durchführung des Wesenstestes, das
Verfahren und die Voraussetzungen für die Anerkennung
der sachverständigen Personen oder Stellen sowie die 
Anerkennung der von anderen sachverständigen Personen
oder Stellen durchgeführten Wesenstests,

3. das Verfahren der Zuverlässigkeitsprüfung.

Darüber hinaus kann die Rechtsverordnung insbesondere
Vorschriften enthalten über

1. weitere als die in § 11 Absatz 1 und § 15 Absatz 1 Nummer 3
Buchstabe d genannten Kennzeichnungspflichten,

2. die Aufbewahrungsfristen für personenbezogene Unter-
lagen,

3. die Verarbeitung personenbezogener Daten in automa-
tisierten Dateien und

4. die Voraussetzungen für die Bewilligung von Ausnahmen
nach § 9 Absatz 8, § 12 Absatz 3 und § 13 Absatz 4.

(3) Der Senat kann die Ermächtigung nach Absatz 1 durch
Rechtsverordnung auf die zuständige Behörde weiter über-
tragen. 

(4) Die bzw. der Hamburgische Datenschutzbeauftragte ist
vor Erlass der Rechtsverordnung zu hören. 

(5) Die für Amtshandlungen nach diesem Gesetz zu er-
hebenden Gebühren werden in einer auf Grund von § 2 Ab-
satz 1 des Gebührengesetzes vom 5. März 1986 (HmbGVBl. 
S. 37), zuletzt geändert am 4. Dezember 2001 (HmbGVBl. 
S. 531, 532), in der jeweils geltenden Fassung zu erlassenden
Gebührenordnung festgelegt. Die zuständige Behörde kann auf
Antrag in besonders begründeten Einzelfällen Gebühren
ermäßigen oder erlassen, wenn die Erhebung der vollen
Gebühr eine im Einzelfall unzumutbare Härte darstellen
würde. Dies gilt nicht für Gebühren, die im Zusammenhang
mit dem Halten von gefährlichen Hunden erhoben werden.
Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Vor-
aussetzungen für das Vorliegen einer unzumutbaren Härte im
Einzelnen zu bestimmen, insbesondere auch, den Kreis der
antragsberechtigten Personen einzuschränken.

§ 26
Berichterstattung des Senats

Der Senat berichtet der Bürgerschaft alle drei Jahre über die
Anwendung und die Auswirkungen dieses Gesetzes und der
darauf beruhenden Rechtsverordnungen. Soweit der Bericht
sich über die Kennzeichnung (§§ 6, 11 und § 15 Absatz 1 Num-
mer 3 Buchstabe d und § 25 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1), die
Zuverlässigkeitsprüfung (§ 16) oder das Zentrale Register (§ 24)
äußert oder sonst Belange des Datenschutzes berührt, ist die bzw.
der Hamburgische Datenschutzbeauftragte vorher zu hören.

§ 27
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. a) entgegen § 7 Satz 1 einen Hund nicht so hält, führt oder
beaufsichtigt, dass Menschen, Tiere oder Sachen nicht
gefährdet werden,

b) entgegen § 7 Satz 2 einen Hund einer Person überlässt,
die nicht die Gewähr dafür bietet, dass sie als Aufsichts-
person geeignet ist,

c) entgegen § 8 Absatz 1 einen Hund nicht an einer geeig-
neten, insbesondere reißfesten Leine führt,

d) entgegen § 8 Absatz 2 einen Hund nicht an einer höchs-
tens 2 m langen geeigneten, insbesondere reißfesten
Leine führt,

e) im Falle des § 9 Absatz 2 Satz 2 oder § 9 Absatz 4 Satz 2
gegenüber der sachverständigen Person oder Einrich-
tung wahrheitswidrige Angaben macht,

f) entgegen § 9 Absatz 3 Satz 3 nicht sicherstellt, dass der
Hund von Spielplätzen und -flächen, als Liegewiesen
genutzten Rasenflächen, Blumenbeeten, Unterholz,
Uferzonen und Biotopen ferngehalten wird,

g) entgegen § 9 Absatz 5 Satz 3 oder § 9 Absatz 6 Satz 2 die
Bescheinigung über die Befreiung von der Anleinpflicht
nicht unverzüglich der zuständigen Behörde übergibt,

h) entgegen § 9 Absatz 7 die Bescheinigung über die Be-
freiung von der Anleinpflicht nicht im Original mit-
führt, auf Verlangen nicht vorzeigt oder nicht zur Prü-
fung aushändigt,

i) entgegen § 11 Absatz 1 einen Hund nicht fälschungs-
sicher kennzeichnen lässt, 

j) entgegen § 11 Absatz 2 einen Hund kein geeignetes Hals-
band oder Brustgeschirr tragen lässt,

k) einen Hund außerhalb des eingefriedeten Besitztums
führt, der nicht entsprechend den Vorschriften einer auf
Grund von § 25 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 erlassenen
Rechtsverordnung gekennzeichnet ist, sofern diese



Freitag, den 17. Februar 200646 HmbGVBl. Nr. 5

Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand auf
diese Bußgeldbestimmung verweist,

l) entgegen § 12 Absatz 1 keine Haftpflichtversicherung
abschließt, 

m) entgegen § 12 Absatz 1 die Haftpflichtversicherung
nicht aufrechterhält, 

n) entgegen § 13 den dort genannten Anzeige- und Mittei-
lungspflichten nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt,

2. a) entgegen § 14 Absatz 1 einen gefährlichen Hund ohne
Erlaubnis hält, 

b) entgegen § 14 Absatz 4 eine Bescheinigung über die
Antragstellung beziehungsweise die Erlaubnis nicht im
Original mitführt, auf Verlangen nicht vorzeigt oder
nicht zur Prüfung aushändigt,

c) einer Aufläge nach § 15 Absatz 2 nicht Folge leistet,
d) entgegen § 17 Absatz 1 Satz 1 einen gefährlichen Hund

nicht so hält, führt oder beaufsichtigt, dass Menschen,
Tiere oder Sachen nicht gefährdet werden,

e) entgegen § 17 Absatz 1 Satz 2 einen gefährlichen Hund
nicht ausbruchssicher unterbringt,

f) entgegen § 17 Absatz 1 Satz 3 als Hundehalterin oder
Hundehalter einen gefährlichen Hund einer Person
überlässt, die nicht die Gewähr dafür bietet, dass sie als
Aufsichtsperson geeignet ist,

g) entgegen § 17 Absatz 2 Satz 1 einen gefährlichen Hund
nicht an einer geeigneten und reißfesten, in den Fällen
des § 8 Absatz 2 Satz 1 Nummern 3 und 4 genannten
Fällen höchstens 2 m langen Leine führt, keinen Maul-
korb oder kein geeignetes Halsband beziehungsweise
Brustgeschirr tragen lässt,

h) entgegen § 17 Absatz 2 Satz 4 mehrere gefährliche Hunde
gleichzeitig führt,

i) entgegen § 17 Absatz 4 nicht durch ein Warnschild auf das
Halten eines gefährlichen Hundes hinweist oder ein
Warnschild verwendet, das nicht den Vorgaben des § 17
Absatz 4 entspricht,

j) entgegen § 18 Absatz 5 die Bescheinigung über die An-
tragstellung beziehungsweise die Freistellung von den
besonderen Vorschriften für gefährliche Hunde nicht im
Original mitführt, auf Verlangen nicht vorzeigt oder
nicht zur Prüfung aushändigt,

k) entgegen § 19 Absatz 2 Satz 2 die Haltung eines gefähr-
lichen Hundes nicht bei der zuständigen Behörde anzeigt
oder nicht innerhalb der gesetzten Frist das Bestehen
einer Haftpflichtversicherung oder die fälschungssichere
Kennzeichnung des Hundes nachweist,

3. entgegen § 20 den Kot des Hundes nicht aufnimmt und 
entsorgt,

4. a) entgegen § 23 Absatz 1 der zuständigen Behörde nicht
gestattet, die fälschungssichere Kennzeichnung des
Hundes zu überprüfen und dabei insbesondere den
Transponder abzulesen oder bei der Überprüfung der fäl-
schungssicheren Kennzeichnung, insbesondere beim
Ablesen des Transponders, nicht mitwirkt,

b) entgegen einer vollziehbaren Anordnung nach § 23
Absätze 2 bis 5 einen Hund hält oder führt,

c) einer vollziehbaren Anordnung nach § 23 Absatz 6 zu-
widerhandelt,

5. wider besseres Wissen behauptet oder verbreitet, dass ein
bestimmter Hund keiner der in § 2 Absätze 1 und 3 genann-

ten Gruppen oder Rassen angehört und keine Kreuzung im
Sinne des § 2 Absätze 1 und 3 vorliegt,

6. sich nach einem Vorfall, bei dem ein von ihr oder ihm
geführter Hund einen Schaden verursacht hat, vom Ort des
Vorfalles enfernt, ohne die notwendigen Feststellungen
ihrer oder seiner Person, des von ihr oder ihm geführten
Hundes und der Art ihrer oder seiner Beteiligung er-
möglicht zu haben,

7. entgegen § 21 Absatz 2 nicht sicherstellt, dass eine Ver-
paarung des Hundes mit anderen Hunden nicht erfolgt.
(2) Ordnungswidrig handelt, wer eine der in § 27 a bezeich-

neten Handlungen fahrlässig begeht.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu
fünfzigtausend Euro geahndet werden. 

(4) Hunde, auf die sich eine Ordnungswidrigkeit nach den
Absätzen 1 und 2 bezieht, können nach den Vorschriften des
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten eingezogen werden. § 23
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist anzuwenden.

§ 27 a
Strafvorschrift

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geld-
strafe wird bestraft, wer 

1. einen Hund auf Menschen oder Tiere hetzt,
2. entgegen

a) § 21 Absatz 1 Hunde mit dem Ziel einer gesteigerten
Aggressivität und Gefährlichkeit gegenüber Menschen
oder Tieren züchtet oder ausbildet,

b) entgegen § 21 Absatz 2 Satz 1 mit gefährlichen Hunden
züchtet,

c) entgegen § 21 Absatz 2 Satz 2 gefährliche Hunde mit
dem Ziel einer weiteren Steigerung ihrer Aggressivität
und Gefährlichkeit ausbildet oder

d) entgegen § 21 Absatz 3 gewerbsmäßig mit gefährlichen
Hunden handelt.

(2) In der Entscheidung kann angeordnet werden, dass der
Hund, auf den sich die Straftat bezieht, eingezogen wird. § 74 a
des Strafgesetzbuches ist anzuwenden.

§ 28
Übergangsbestimmungen

(1) Eine wirksame Erlaubnis nach § 2 Absatz 1 der Hunde-
verordnung vom 18. Juli 2000 (HmbGVBl. S. 152) in der bis
zum 31. März 2006 geltenden Fassung gilt als Erlaubnis nach 
§ 14 Absatz 1 fort.

(2) Eine wirksame Freistellung nach § 2 Absatz 3 der 
Hundeverordnung in der bis zum 31. März 2006 geltenden
Fassung gilt als Freistellung von den besonderen Vorschriften
für gefährliche Hunde nach § 18 Absatz 1 fort.

(3) Hunde im Sinne des § 2 Absatz 1 Nummer 4, für die eine
wirksame Freistellung nach § 2 Absatz 3 der Hundeverord-
nung in der bis zum 31. März 2006 geltenden Fassung besteht,
unterfallen, solange die Freistellung gilt, nicht den Vorschrif-
ten der §§ 14 bis 17.

(4) Wer zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes
einen gefährlichen Hund im Sinne des § 2 Absatz 3 Num-
mer 10 hält, unterliegt bis zum 31. Dezember 2006 für diesen
Hund nicht der Erlaubnispflicht nach § 14 Absatz 1. Spätes-
tens bis zum Ablauf dieser Frist ist bei der zuständigen
Behörde die Erlaubnis nach § 14 Absatz 1 zu beantragen und
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sind die Voraussetzungen für die Erteilung der Erlaubnis nach-
zuweisen. Die Haltung des gefährlichen Hundes ist der zu-
ständigen Behörde unverzüglich nach In-Kraft-Treten dieses
Gesetzes anzuzeigen und innerhalb einer von der zuständigen
Behörde zu bestimmenden angemessenen Frist das Bestehen
einer Haftpflichtversicherung nach § 12 Absatz 1 und die 
fälschungssichere Kennzeichnung des Hundes nach § 11
Absatz 1 nachzuweisen. Hierzu ist der zuständigen Behörde
die Bescheinigung des Versicherers über den Abschluss der
Haftpflichtversicherung nach § 158 b Absatz 2 Satz 1 des
Gesetzes über den Versicherungsvertrag vorzulegen. Un-
berührt bleibt die Möglichkeit, nach In-Kraft-Treten dieses
Gesetzes die Freistellung von den besonderen Vorschriften für
gefährliche Hunde gemäß § 18 zu beantragen.

(5) Wer zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes
einen Hund hält, hat seinen Hund spätestens bis zum 
31. Dezember 2006 gemäß § 11 Absatz 1 fälschungssicher
kennzeichnen zu lassen, eine Haftpflichtversicherung gemäß 
§ 12 Absatz 1 abzuschließen und der zuständigen Behörde die
in § 13 genannten Angaben und Unterlagen zu übermitteln.

A r t i k e l  2

Änderung des Hundesteuergesetzes

Das Hundesteuergesetz in der Fassung vom 24. Januar 
1995 (HmbGVBl. S. 5), zuletzt geändert am 1. März 2005
(HmbGVBl. S. 52), wird wie folgt geändert:

1. § 6 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Gefährliche Hunde sind Hunde, die nach dem Hunde-
gesetz vom 26. Januar 2006 (HmbGVBl. S. 47) als gefährlich
gelten oder deren Gefährlichkeit im Einzelfall von der

zuständigen Behörde auf Grund dieses Gesetzes festgestellt
wurde.“

2. § 19 Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Die Steuerbehörde ist berechtigt, dieser Behörde Erkennt-
nisse über das Halten von Hunden mitzuteilen, sofern dies
zur Erfüllung der Aufgaben dieser Behörde erforderlich ist.“

A r t i k e l  3

Schlussvorschriften

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. April 2006 in Kraft, soweit
nicht nachfolgend abweichende Regelungen getroffen werden.
Zum gleichen Zeitpunkt treten § 1 a des Gesetzes zum Schutz
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung und die Hundever-
ordnung vom 18. Juli 2000 (HmbGVBl. S. 152) in der gelten-
den Fassung außer Kraft.

(2) Artikel 1 § 8 Absatz 1 Sätze 1 und 2 sowie Artikel 1 § 27
Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe c treten am 1. Januar 2007 in
Kraft. Artikel 1 § 24 Absätze 3 bis 5 und Artikel 1 § 25 treten
am Tage nach der Verkündung in Kraft. Artikel 2 Nummer 2
tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

(3) Artikel 1 § 2 Absatz 3 tritt am 31. Dezember 2008 außer
Kraft. Über den Fortbestand ist im Zuge der nach Artikel 1 
§ 26 vorgesehenen Berichterstattung des Senats zu entscheiden.

(4) Die zuständigen Behörden haben ihrer Verpflichtung
nach Artikel 1 § 9 Absatz 3 Satz 5 bereits im ersten Jahr nach
dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes nach Absatz 1 in ange-
messener Weise nachzukommen.

Ausgefertigt Hamburg, den 26. Januar 2006.

Der Senat
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(1) Der Flächennutzungsplan für die Freie und Hansestadt
Hamburg in der Fassung der Neubekanntmachung vom
22. Oktober 1997 (HmbGVBl. S. 485) wird im Geltungsbereich
zwischen Karolinenstraße im Osten und Schanzenstraße 
im Westen, Bahnlinie im Norden und Feldstraße/Neuer 
Kamp im Süden in den Stadtteilen St. Pauli (Bezirk Hamburg-
Mitte, Ortsteil 108) und Rotherbaum (Bezirk Eimsbüttel, 
Ortsteil 311) geändert.

(2) Das maßgebliche Stück der Änderung des Flächen-
nutzungsplans und der ihm beigegebene Erläuterungsbericht
werden beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jeder-
mann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und der Erläuterungsbericht 
können beim örtlich zuständigen Bezirksamt während der
Dienststunden kostenfrei eingesehen werden. Soweit
zusätzliche Abdrucke beim Bezirksamt vorhanden sind,
werden sie kostenfrei zur Verfügung gestellt.

2. Unbeachtlich sind

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des 
Baugesetzbuchs in der Fassung vom 23. September 
2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 21. Juni 
2005 (BGBl. I S. 1818, 1824), beachtliche Verletzung 
der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschrif-
ten,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauunsplans und des Flächen-
nutzungsplans und 

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit dem In-
Kraft-Treten des Flächennutzungsplans schriftlich gegen-
über der für die Erarbeitung des Flächennutzungsplans
zuständigen Behörde unter Darlegung des die Verletzung
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.

Einundsiebzigste Änderung
des Flächennutzungsplans für die Freie und Hansestadt Hamburg

Vom 26. Januar 2006

Die Bürgerschaft hat den nachstehenden Beschluss gefasst:

Ausgefertigt Hamburg, den 26. Januar 2006.

Der Senat

(1) Das Landschaftsprogramm einschließlich Arten- und
Biotopschutzprogramm für die Freie und Hansestadt Ham-
burg vom 14. Juli 1997 (HmbGVBl. S. 363) wird im Geltungs-
bereich zwischen Karolinenstraße im Osten und Schanzen-
straße im Westen, Bahnlinie im Norden und Felstraße/Neuer
Kamp im Süden in den Stadtteilen St. Pauli (Bezirk Hamburg-
Mitte, Ortsteil 108) und Rotherbaum (Bezirk Eimsbüttel, 
Ortsteil 311) geändert.

(2) Das maßgebliche Stück der Änderung des Landschafts-
programms einschließlich Arten- und Biotopschutzprogramm

und der ihm beigegebene Erläuterungsbericht werden beim
Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann nieder-
gelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

Ein Abdruck der Pläne und der Erläuterungsbericht 
können beim örtlich zuständigen Bezirksamt während der
Dienststunden kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätz-
liche Abdrucke beim Bezirksamt vorhanden sind, werden sie
kostenfrei zur Verfügung gestellt.

Sechsundfünfzigste Änderung 
des Landschaftsprogramms einschließlich Arten- und Biotopschutzprogramm 

für die Freie und Hansestadt Hamburg
Vom 26. Januar 2006

Die Bürgerschaft hat den nachstehenden Beschluss gefasst:

Ausgefertigt Hamburg, den 26. Januar 2006.

Der Senat
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(1) Der Flächennutzungsplan für die Freie und Hansestadt
Hamburg in der Fassung der Neubekanntmachung vom
22. Oktober 1997 (HmbGVBl. S. 485) wird im Geltungsbereich
an der Landesgrenze beiderseits der Bergstedter Chaussee im
Stadtteil Bergstedt (Bezirk Wandsbek, Ortsteil 524) geändert.

(2) Das maßgebliche Stück der Änderung des Flächen-
nutzungsplans und der ihm beigegebene Erläuterungsbericht
werden beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jeder-
mann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und der Erläuterungsbericht kön-
nen beim örtlich zuständigen Bezirksamt während der
Dienststunden kostenfrei eingesehen werden. Soweit
zusätzliche Abdrucke beim Bezirksamt vorhanden sind,
werden sie kostenfrei zur Verfügung gestellt.

2. Unbeachtlich sind
a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des Bau-

gesetzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004
(BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 21. Juni 2005
(BGBl. I S. 1818, 1824), beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und 

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit dem In-
Kraft-Treten des Flächennutzungsplans schriftlich gegen-
über der für die Erarbeitung des Flächennutzungsplans
zuständigen Behörde unter Darlegung des die Verletzung
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.

Zweiundsiebzigste Änderung
des Flächennutzungsplans für die Freie und Hansestadt Hamburg

Vom 26. Januar 2006

Die Bürgerschaft hat den nachstehenden Beschluss gefasst:

Ausgefertigt Hamburg, den 26. Januar 2006.

Der Senat

(1) Das Landschaftsprogramm einschließlich Arten- und
Biotopschutzprogramm für die Freie und Hansestadt Ham-
burg vom 14. Juli 1997 (HmbGVBl. S. 363) wird im Bereich
nördlich und südlich der Bergstedter Chaussee im Bereich 
der Straße Plaggenkamp (Bezirk Wandsbek, Ortsteil 524) ge-
ändert.

(2) Das maßgebliche Stück der Änderung des Landschafts-
programms einschließlich Arten- und Biotopschutzprogramm
und der ihm beigegebene Erläuterungsbericht werden beim

Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann nieder-
gelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

Ein Abdruck der Pläne und der Erläuterungsbericht 
können beim örtlich zuständigen Bezirksamt während der
Dienststunden kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätz-
liche Abdrucke beim Bezirksamt vorhanden sind, werden sie
kostenfrei zur Verfügung gestellt.

Siebenundfünfzigste Änderung 
des Landschaftsprogramms einschließlich Arten- und Biotopschutzprogramm 

für die Freie und Hansestadt Hamburg
Vom 26. Januar 2006

Die Bürgerschaft hat den nachstehenden Beschluss gefasst:

Ausgefertigt Hamburg, den 26. Januar 2006.

Der Senat



Freitag, den 17. Februar 200650 HmbGVBl. Nr. 5

Einziger Paragraph

Die Wahlordnung zum Hamburgischen Personalvertre-
tungsgesetz vom 27. Februar 1973 (HmbGVBl. S. 29, 175),
zuletzt geändert am 18. Dezember 1990 (HmbGVBl. S. 277),
wird wie folgt geändert:

1. § 2 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Eine Abschrift des Wählerverzeichnisses ohne An-
gabe des Geburtsdatums der Wahlberechtigten ist vom
Erlass des Wahlausschreibens bis zum Abschluss der
Stimmabgabe an mindestens einer geeigneten Stelle
zur Einsicht auszulegen.“

b) In Satz 2 wird hinter dem Wort „Wählerverzeichnis“
die Textstelle „nach Satz 1“ eingefügt.

2. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 werden das Wort „alle“ durch das Wort
„beide“ und der Klammerzusatz „(§ 15 Absätze 1 und 3
bis 5 des Gesetzes)“ durch den Klammerzusatz „(§ 15
Absätze 1, 3 und 4 des Gesetzes)“ ersetzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird im Klammerzusatz die Textstelle
„und § 15 Absatz 4“ gestrichen.

bb) In Satz 4 werden die Wörter „oder sind bei drei
gleichen Höchstzahlen nur noch zwei Sitze“
gestrichen.

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Entfallen bei der Verteilung der Sitze nach Ab-
satz 3 auf eine Gruppe weniger Sitze als ihr nach § 15
Absatz 3 des Gesetzes mindestens zustehen, erhält sie
die in § 15 Absatz 3 des Gesetzes festgesetzte Zahl von
Sitzen. Die Zahl der Sitze der anderen Gruppe ver-
mindert sich entsprechend. Sitze, die einer Gruppe
nach § 15 Absatz 3 des Gesetzes mindestens zustehen,
können ihr nicht entzogen werden.“

d) In Absatz 5 wird das Wort „alle“ durch das Wort
„beide“ ersetzt.

3. § 14 wird wie folgt geändert:

a) Absätze 2 bis 4 erhalten folgende Fassung:

„(2) Das aktive Wahlrecht wird durch die Kennzeich-
nung und die Abgabe des gefalteten Stimmzettels oder
bei Briefwahl die Übersendung des gekennzeichneten
und gefalteten Stimmzettels in einem Wahlumschlag
ausgeübt.

(3) Die Stimmzettel und bei Briefwahl die Wahl-
umschläge müssen bei

1. Gruppenwahl nach Gruppen getrennt,

2. gemeinsamer Wahl für alle Wähler 

die gleiche Größe, Farbe, Beschaffenheit und Be-
schriftung haben. Die Stimmzettel sind mindestens 
21 cm x 29,7 cm (DIN A 4) groß. Das Papier muss so

beschaffen sein, dass die Kennzeichnung des Stimm-
zettels nach Faltung durch den Wähler nicht mehr
erkennbar ist.

(4) Ungültig sind Stimmzettel,

1. die so gefaltet sind, dass die Stimmabgabe erkennbar
ist, und die bei Briefwahl nicht in einem Wahl-
umschlag abgegeben worden sind,

2. die nicht vom Wahlvorstand ausgegeben worden
sind,

3. aus denen sich der Wille des Wählers nicht zweifels-
frei ergibt,

4. die ein besonderes Merkmal, einen Zusatz oder
einen Vorbehalt enthalten.“

b) In Absatz 5 werden hinter dem Wort „Mehrere“ die
Wörter „bei Briefwahl“ eingefügt.

4. § 15 Absätze 1, 4 und 5 erhalten folgende Fassung:

„(1) Der Wahlvorstand trifft Vorkehrungen, dass der
Wähler den Stimmzettel im Wahlraum unbeobachtet
kennzeichnen und den Stimmzettel nach der Kennzeich-
nung in der Weise falten kann, dass seine Stimmabgabe
nicht erkennbar ist. Für die Aufnahme der Stimmzettel
sind Wahlurnen zu verwenden. Vor Beginn der Stimmab-
gabe hat der Wahlvorstand festzustellen, dass die Urnen
leer sind, und sie zu verschließen. Die Urne muss so ein-
gerichtet sein, dass die eingeworfenen Stimmzettel nicht
vor dem Öffnen entnommen werden können. Bei Grup-
penwahl sind getrennte Urnen zu verwenden; die Stimm-
abgabe kann auch nach Gruppen getrennt durchgeführt
werden.“

„(4) Vor Einwurf des Stimmzettels in die Urne ist fest-
zustellen, ob der Wähler im Wählerverzeichnis einge-
tragen ist. Ist dies der Fall, übergibt der Wähler den
Stimmzettel dem mit der Entgegennahme der Stimmzettel
betrauten Mitglied des Wahlvorstands, das ihn in Gegen-
wart des Wählers in die Urne legt. Die Stimmabgabe ist 
im Wählerverzeichnis zu vermerken.

(5) Wird die Wahlhandlung unterbrochen oder das Wahl-
ergebnis nicht unmittelbar nach Abschluss der Stimm-
abgabe festgestellt, hat der Wahlvorstand für die Zwi-
schenzeit die Urne so zu verschließen und aufzubewahren,
dass der Einwurf oder die Entnahme von Stimmzetteln
ohne Beschädigung des Verschlusses unmöglich ist. Bei
der Wiedereröffnung der Wahlhandlung oder der Ent-
nahme der Stimmzettel zur Stimmenzählung hat sich der
Wahlvorstand davon zu überzeugen, dass der Verschluss
unversehrt ist.“

5. § 16 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 wird im Klammerzusatz hinter der
Textstelle „§ 6 Absatz 2“ die Textstelle „Satz 2“
eingefügt.

Zweite Verordnung 
zur Änderung der Wahlordnung zum Hamburgischen Personalvertretungsgesetz

Vom 31. Januar 2006 

Auf Grund von § 105 des Hamburgischen Personalver-
tretungsgesetzes in der Fassung vom 16. Januar 1979 
(HmbGVBl. S. 17), zuletzt geändert am 26. Januar 2006
(HmbGVBl. S. 15), wird verordnet:
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bb) In Nummer 2 wird im Klammerzusatz die Zahl
„6“ durch die Zahl „5“ ersetzt.

b) In Absatz 4 wird hinter der Textsstelle „kennzeichnet,“
die Textstelle „ihn in der Weise faltet, dass seine Stimm-
abgabe nicht erkennbar ist,“ eingefügt.

6. § 17 Absatz 1 erhält folgende Fassung:
„(1) Unmittelbar vor Abschluss der Wahl entnimmt der
Wahlvorstand die Wahlumschläge den bis zu diesem 
Zeitpunkt eingegangenen Freiumschlägen, vermerkt die
Stimmabgabe im Wählerverzeichnis und legt die den
Wahlumschlägen entnommenen Stimmzettel in die Wahl-
urne.“

7. § 18 Absatz 2 erhält folgende Fassung:
„(2) Nach Öffnen der Wahlurne vergleicht der Wahl-
vorstand die Zahl der in der Wahlurne enthaltenen Stimm-
zettel mit der Zahl der nach dem Wählerverzeichnis 
abgegebenen Stimmen und prüft ihre Gültigkeit.“

8. § 29 erhält folgende Fassung:
„§ 29

Voraussetzungen, Stimmzettel, 
Stimmabgabe, Wahlergebnis

(1) Nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl (Personen-
wahl) ist zu wählen, wenn,
1. nur ein Mitglied des Personalrats,

2. bei Gruppenwahl nur ein Vertreter 

zu wählen ist.

(2) In dem Stimmzettel werden die Bewerber aus den
Wahlvorschlägen in alphabetischer Reihenfolge unter
Angabe von Familienname, Vorname, Amts- oder Funk-
tionsbezeichnung übernommen.

(3) Der Wähler hat auf dem Stimmzettel den Namen des
Bewerbers anzukreuzen, für den er seine Stimme abgeben
will.

(4) Gewählt ist der Bewerber, der die meisten Stimmen
erhalten hat. Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das
vom Vorsitzenden des Wahlvorstands zu ziehende Los. 
Die übrigen Bewerber sind in der Reihenfolge der Stim-
menzahlen Ersatzmitglieder.“

9. § 35 erhält folgende Fassung:

„§ 35

Stimmzettel

Bei einer Verbindung der Wahl des Gesamtpersonalrats
mit der Wahl eines Personalrats müssen die Stimmzettel
mit der Angabe der jeweiligen Wahl versehen und farblich
unterschieden sein.“

10. In § 36 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „den Wahl-
umschlägen entnommenen“ gestrichen.

§ 1

(1) Der Bebauungsplan Kirchwerder 17/Ochsenwerder 8
für den Geltungsbereich des Ortskerns Fünfhausen (Bezirk
Bergedorf, Ortsteile 607 und 608) wird festgestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Über das Flurstück 592 der Gemarkung Ochsenwerder
(Ochsenwerder Landscheideweg), über das Flurstück 4946,
Nord-, West-, Nord- und Nordostgrenze des Flurstücks 172,
Westgrenzen der Flurstücke 3865 und 173, über die Flurstücke
173 und 1745, Westgrenzen der Flurstücke 5526 und 8546
(Lauweg), über das Flurstück 8546, Westgrenzen der Flur-

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 31. Januar 2006.

Verordnung
über den Bebauungsplan Kirchwerder 17/Ochsenwerder 8

Vom 3. Februar 2006

Auf Grund von § 10 und § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004
(BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 21. Juni 2005 (BGBl. I 
S. 1818, 1824), in Verbindung mit § 3 Absatz 1 und § 5 Ab-
satz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom
30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt geändert am
14. Dezember 2005 (HmbGVBl. S. 525), § 81 Absatz 1 Nummer
2 der Hamburgischen Bauordnung vom 14. Dezember 2005
(HmbGVBl. S. 525, 563), § 6 Absätze 4 und 5 des Hambur-
gischen Naturschutzgesetzes in der Fassung vom 7. August
2001 (HmbGVBl. S. 281), zuletzt geändert am 20. April 2005
(HmbGVBl. S. 146), sowie § 1 Absatz 2, § 2 Satz 1 Nummer 2, 
§ 3 Absatz 2 und § 4 der Weiterübertragungsverordnung-Bau
vom 28. Juni 2000 (HmbGVBl. S. 134), geändert am 1. Februar
2005 (HmbGVBl. S. 21), wird verordnet:
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stücke 1976, 1748 (Nördlicher Ochsenwerder Sammelgraben)
und 2610 (Nördlicher Ochsenwerder Sammelgraben), über die
Flurstücke 2610, 126 und 127, Nordgrenze der Flurstücke
7937, 167, 7935 und 5921 (Sandbrack), Ostgrenze des Flur-
stücks 5921 (Sandbrack) über das Flurstück 8612 (Durch-
deich), Westgrenzen der Flurstücke 9659, 9660 und 9644, über
die Flurstücke 9644, 9662, 9646, 9112 und 9111, Ostgrenzen
der Flurstücke 9111, 4035, 4197, 4701,4702, 4709, 7891 und
9516, über die Flurstücke 101, 3775, 9636, 9639 und 9638,
Nordgrenze des Flurstücks 2609, über die Flurstücke 4186,
4119, 193 und 7511, Westgrenze des Flurstücks 8220, über 
das Flurstück 8220, Ostgrenze des Flurstücks 8220, über die
Flurstücke 8552 und 6569, Ostgrenze des Flurstücks 6569,
über das Flurstück 2518 (Fersenweg), Ost- und Südgrenze des
Flurstücks 5411, über das Flurstück 8459, Südgrenze des Flur-
stücks 8460, über die Flurstücke 5475 und 8410, Südgrenzen
der Flurstücke 8359, 8358, 8357, 8356, 8354, 8353, 8352 und
8351, über das Flurstück 8410, Ost-, Süd- und Ostgrenze des
Flurstücks 6485, über das Flurstück 8743, Ostgrenzen der
Flurstücke 7222, 7344 (Freegen), 7227 bis 7229, Nordgrenze
des Flurstücks 8831, Ostgrenzen der Flurstücke 8831 bis 8836,
Südgrenze des Flurstücks 8836, über das Flurstück 9068, 
Ostgrenze des Flurstücks 5857, Ost- und Südgrenze des 
Flurstücks 5858, Ostgrenzen der Flurstücke 9069 bis 9072,
Südgrenze des Flurstücks 9072, über das Flurstück 2514
(Süderquerweg), Südgrenze des Flurstücks 5572, Westgrenzen
der Flurstücke 5572 und 5561, Süd- und Westgrenze des Flur-
stücks 9618, Südgrenzen der Flurstücke 8728, 8972, 8976,
8940, 8544, 9153 und 8222, Ostgrenzen der Flurstücke 7743
und 7744, Südgrenze des Flurstücks 7744, Ostgrenze des 
Flurstücks 4681, Nord- und Ostgrenze des Flurstücks 5455,
Nord- und Ostgrenze des Flurstücks 8696, Ostgrenzen der
Flurstücke 8697, 8620, 6623, 5386 und 5385, Südostgrenzen
der Flurstücke 5384, 9565 und 9566, Südwestgrenze des Flur-
stücks 9566, über das Flurstück 182 (Durchdeich) der Gemar-
kung Kirchwerder – Südwestgrenzen der Flurstücke 2151 und
2609, Nordwestgrenzen der Flurstücke 2609, 2608, 2607, 2606,
2605, 2604, 3619 und 3981, Südgrenzen der Flurstücke 2132
und 2119 (Südlicher Ochsenwerder Sammelgraben), über das
Flurstück 2119, Nordwestgrenze des Flurstücks 2119 (Fünf-
hausener Schöpfwerksgraben), Südwestgrenzen der Flurstücke
2649 und 2116, Nordwestgrenze des Flurstücks 2116 der
Gemarkung Ochsenwerder.

(2) Das maßgebliche Stück (3 Blätter) des Bebauungsplans
und die ihm beigegebene Begründung werden beim Staats-
archiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
daß er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und 

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit dem In-Kraft-
Treten des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem 
örtlich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht
worden sind.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:

1. In den nach § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Bau-
gesetzbuchs als „Erhaltungsbereich“ bezeichneten Gebie-
ten bedürfen zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart
des Gebiets auf Grund seiner städtebaulichen Gestalt der
Rückbau, die Änderung, die Nutzungsänderung oder die
Errichtung baulicher Anlagen einer Genehmigung, und
zwar auch dann, wenn nach bauordnungsrechtlichen Vor-
schriften eine Baugenehmigung nicht erforderlich ist. 
Die Genehmigung zum Rückbau, zur Änderung oder zur
Nutzungsänderung darf nur versagt werden, wenn die bau-
liche Anlage allein oder im Zusammenhang mit anderen
baulichen Anlagen das Ortsbild oder das Landschaftsbild
prägt oder sonst von städtebaulicher, insbesondere
geschichtlicher oder künstlerischer Bedeutung ist. Die
Genehmigung zur Errichtung der baulichen Anlage darf
nur versagt werden, wenn die städtebauliche Gestalt des
Gebiets durch die beabsichtigte bauliche Anlage be-
einträchtigt wird.

2. Außenwände von Gebäuden sind in rotem oder rot-
braunem Ziegelmauerwerk auszuführen; für Neben-
gebäude und für untergeordnete Teile von Außenwänden
von Wohngebäuden sind außerdem weiße oder braune
Holzverblendungen sowie weißer Putz zulässig. Diese
Festsetzungen gelten nicht für Gebäude, die überwiegend
der landwirtschaftlichen Produktion (zum Beispiel Stall-
gebäude, Maschinenhallen) dienen.

3. Dächer von Gebäuden, die überwiegend dem Wohnen die-
nen, sind als Sattel- oder Krüppelwalmdächer mit beider-
seits gleicher Neigung zwischen 40 Grad und 50 Grad aus-
zuführen. Balkone, Dachaufbauten und -einschnitte (zum
Beispiel Loggien) sowie Zwerchgiebel dürfen insgesamt
eine Länge haben, die höchstens ein Drittel der Länge
ihrer zugehörigen Gebäudeseite entspricht. Es sind nur
rote, braune, graue und schwarze, nicht glänzende
Dacheindeckungen, Reetdächer und begrünte Dächer
zulässig.

4. Die Höhe der Erdgeschossfußbodenoberkanten darf ge-
genüber der für die Erschließung erforderlichen Straßen-
verkehrsfläche 40 cm nicht überschreiten. Die maximale
Gebäudehöhe von eingeschossigen Gebäuden darf 9 m,
von zweigeschossigen Gebäuden 12 m ab Oberkante Erd-
geschossfußboden nicht überschreiten.
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5. In den allgemeinen Wohngebieten gilt:
5.1 Nebenanlagen in Form von Gebäuden sowie überdachte

Stellplätze sind in einer Tiefe bis zu 10 m ab Straßen-
begrenzungslinie in Vorgärten unzulässig.

5.2 Auf der mit „(K)“ bezeichneten Fläche sind nur bauliche
Anlagen für den vorhandenen Kfz-Betrieb zulässig; Er-
weiterungen, Änderungen und Erneuerungen sind zu-
lässig, sofern durch entsprechende Maßnahmen (zum 
Beispiel Lärmschutzfenster, Einbau einer Klimaanlage,
Errichtung von Lärmschutzwällen) schädliche Umwelt-
einwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes in der Fassung vom 26. September 2002 (BGBl. I 
S. 3831), zuletzt geändert am 25. Juni 2005 (BGBl. I 
S. 1865), vermieden werden.

5.3 Auf den mit „(H)“ bezeichneten Flächen sind bauliche
Anlagen für nicht störende Handwerksbetriebe bis zu
einer Grundflächenzahl von 0,4 zulässig.

6. In den Dorf- und Mischgebieten sind Tankstellen sowie
Vergnügungsstätten im Sinne des § 4 a Absatz 3 Nummer 2
der Baunutzungsverordnung in der Fassung vom 
23. Januar 1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geändert am 
22. April 1993 (BGBl. I S. 466, 479), unzulässig. Spielhallen
und ähnliche Unternehmen im Sinne von § 33 i der Ge-
werbeordnung, die der Aufstellung von Spielgeräten mit
oder ohne Gewinnmöglichkeiten dienen, sowie Vorführ-
und Geschäftsräume, deren Zweck auf Darstellungen oder
auf Handlungen mit sexuellem Charakter ausgerichtet
sind, sind unzulässig.

7. Auf den mit „(G)“ bezeichneten Flächen im allgemeinen
Wohngebiet und im Dorfgebiet sind bauliche Anlagen für
Gartenbaubetriebe und Betriebe zur Sammlung land- und
forstwirtschaftlicher Erzeugnisse außerhalb der Baugren-
zen bis zu einer Grundflächenzahl von 0,6 zulässig, wenn
sie der gartenbaulichen Erzeugung, Verarbeitung oder dem
Vertrieb dienen, wie zum Beispiel Gewächshäuser und
Binderäume. Unter den gleichen Voraussetzungen sind
unter Beachtung der Abstandsvorschriften der Hambur-
gischen Bauordnung Gebäude von mehr als 50 m Länge
zulässig.

8. Die festgesetzte Mindestgrundstücksbreite gilt bei Pfeifen-
stielgrundstücken nicht für den Bereich von Zufahrten.

9. Das auf dem Flurstück 8848 der Gemarkung Kirchwerder
festgesetzte Gehrecht umfasst die Befugnis des Eigen-
tümers des Flurstücks 8923 der Gemarkung Kirchwerder,
für den Anschluss dieses Flurstücks an die Straße Koop-
manns Eck einen allgemein zugänglichen Gehweg anzu-
legen und zu unterhalten; Abweichungen von der Lage des
Gehwegs können zugelassen werden. 

10. Auf Grundstücksflächen, die überwiegend dem Wohnen
dienen, sind Fahr- und Gehwege sowie Stellplätze in
wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen.

11. Für die zu erhaltenden oder anzupflanzenden Bäume sind
bei Abgang Ersatzpflanzungen vorzunehmen.

12. Auf jedem wohnbaulich oder gewerblich genutzten
Grundstück ist mindestens ein kleinkroniger Laubbaum
oder ein hochstämmiger Obstbaum zu pflanzen.

13. Die festgesetzte Schutzwand und Außenwände, deren Fens-
terabstand mehr als 5 m beträgt, sowie fensterlose Fas-
saden sind mit Sträuchern oder Schling- oder Kletter-
pflanzen zu begrünen; je 2 m Wandlänge ist mindestens
eine Pflanze zu verwenden.

14. Flächen mit Anpflanz- und Erhaltungsgeboten und
Hecken können von einer maximal 3 m breiten Zuwegung
je Grundstück unterbrochen werden.

15. Das von den privaten Grundstücksflächen abfließende
Niederschlagswasser ist oberirdisch in ein offenes Ent-
wässerungssystem abzuleiten.

16. Bauliche und technische Maßnahmen, die zu einer dauer-
haften Absenkung des vegetationsverfügbaren Grund-
wasserspiegels beziehungsweise zu Staunässe führen, sind
unzulässig.

17. Die Ufer der Gräben sind naturnah herzurichten, soweit
hydraulische Belange dem nicht entgegenstehen.

18. Beiderseits der mit „(R)“ bezeichneten Flächen be-
ziehungsweise vorhandenen Gräben sind in einer Breite
von 3 m ab Grabenrand Aufhöhungen, Nebenanlagen
sowie Stellplätze und Garagen unzulässig.

19. Für die festgesetzten Flächen zum Schutz, zur Pflege und
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gilt:

19.1 Die mit „   “ bezeichneten Flächen sind als extensives
Grünland in Form einer zweischürigen Wiese oder
Mähweide zu entwickeln. 

19.2 Die festgesetzten geschlossenen Gehölzpflanzungen „     “
sind als artenreicher, gestufter Gehölzbestand zu ent-
wickeln.

19.3 Die als naturnaher Uferbereich „   “ bezeichneten Flä-
chen sind als Sumpf- und Teichbiotope zu erhalten bezie-
hungsweise zu entwickeln. Vorhandene Bruchwälder sind
in ihrem Bestand zu sichern. Bodenverfüllungen und
bauliche Anlagen sind zu entfernen. Die Uferränder sind
naturnah zu gestalten.

19.4 Die als Obstwiese „    “ bezeichnete Fläche ist mit Obst-
baumhochstämmen zu bepflanzen. Vorhandene Obst-
bäume sind zu erhalten. Je 100 m² Grundstücksfläche ist
ein hochstämmiger Obstbaum zu pflanzen und fach-
gerecht zu pflegen. Die Fläche ist standortgerecht als
Wiese zu begrünen und einmal jährlich im September zu
mähen; das Mähgut ist von der Fläche zu entfernen. Ein
Pflegeumbruch ist unzulässig. Die Fläche darf nicht
gedüngt werden. Für die zu erhaltenden oder anzupflan-
zenden Bäume sind bei Abgang Ersatzpflanzungen vorzu-
nehmen. 

19.5 Die mit „   “ bezeichneten Flächen sind als naturnahe 
Sukzessionsfläche zu entwickeln und auf Dauer zu
sichern. Bodenverfüllungen und bauliche Anlagen sind
zu beseitigen.

20. Den mit „ “ bezeichneten Baugebieten ist zum Aus-
gleich von Eingriffen in Boden, Natur und Landschaft
über die im Plangebiet für diese Zwecke festgesetzten
Flächen hinaus das außerhalb des Plangebiets liegende
Flurstück 574 der Gemarkung Kirchwerder zugeordnet.

21. Dem mit „ “ bezeichneten allgemeinen Wohngebiet 
ist zum Ausgleich von Eingriffen in Boden, Natur und
Landschaft das außerhalb des Plangebiets liegende Flur-
stück 576 der Gemarkung Kirchwerder zugeordnet.

§ 3 

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 3. Februar 2006.

Das Bezirksamt Bergedorf
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Einziger Paragraph
(1) Zur Sicherung der Planung wird eine Veränderungs-

sperre für die in der Anlage durch eine schwarze Linie ab-
gegrenzte Teilfläche des Bebauungsplan-Entwurfs Jenfeld 24
(Flurstück 3024) östlich Holstenhofweg/nordwestlich Schim-
melmannstraße (Bezirk Wandsbek, Ortsteil 512) für zwei Jahre
festgesetzt.

(2) Die Veränderungssperre nach Absatz 1 hat zum Inhalt,
dass

1. Vorhaben im Sinne des § 29 des Baugesetzbuchs nicht
durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden
dürfen,

2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen
von Grundstücken und baulichen Anlagen, deren Verän-
derungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder an-
zeigenpflichtig sind, nicht vorgenommen werden dürfen.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Entschädigungsberechtigter kann Entschädigung ver-
langen, wenn die in § 18 Absatz 1 Satz 1 des Baugesetzbuchs
bezeichneten Nachteile eingetreten sind. Er kann die
Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die
Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem örtlich
zuständigen Bezirksamt beantragt. Das Erlöschen eines
Entschädigungsanspruchs richtet sich nach § 18 Absatz 3
des Baugesetzbuchs.

2. Unbeachtlich ist eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschriften, wenn sie nicht inner-
halb von zwei Jahren seit dem In-Kraft-Treten dieser
Verordnung schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen
Bezirksamt unter Darlegung des die Verletzung begründen-
den Sachverhalts geltend gemacht worden ist.
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Verordnung
über die Veränderungssperre Jenfeld 24

– Flurstück 3024 –
Vom 8. Februar 2006

Auf Grund von § 14 und § 16 Absatz 1 des Baugesetzbuchs
in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I 
S. 2415), zuletzt geändert am 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818,
1824), in Verbindung mit § 4 des Bauleitplanfeststellungs-
gesetzes in der Fassung vom 30. November 1999 (HmbGVBl. 
S. 271), zuletzt geändert am 14. Dezember 2005 (HmbGVBl. 
S. 525), sowie § 2 Satz 1 Nummer 1 der Weiterüber-
tragungsverordnung-Bau vom 28. Juni 2000 (HmbGVBl. 
S. 134), geändert am 1. Februar 2005 (HmbGVBl. S. 21), wird
verordnet:

Hamburg, den 8. Februar 2006.

Das Bezirksamt Wandsbek
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§ 1

Sonntagsverkaufszeiten im Bezirk Harburg

Verkaufsstellen im Bezirksamtsbereich Harburg dürfen am
Sonntag, den 2. April 2006, aus Anlass der Veranstaltung
„Frühjahrserwachen“ von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr geöffnet
sein.

§ 2

Schlussvorschrift

Die Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über den
Ladenschluss vom 12. Mai 1998 (HmbGVBl. S. 68), zuletzt
geändert am 19. Oktober 2004 (HmbGVBl. S. 386), bleibt
unberührt.
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Vierte Verordnung 
über die Erweiterung der Verkaufszeiten 

aus Anlass von Märkten, Messen und ähnlichen Veranstaltungen 
des Bezirksamtes Harburg

Vom 8. Februar 2006

Auf Grund von § 14 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 des Geset-
zes über den Ladenschluss in der Fassung vom 2. Juni 2003
(BGBl. I S. 745), geändert am 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1954,
1968), in Verbindung mit der Weiterübertragungsverordnung-
Verkaufszeiten vom 11. Juni 2002 (HmbGVBl. S. 92), geändert
am 23. September 2003 (HmbGVBl. S. 477), wird verordnet:

Hamburg, den 8. Februar 2006.

Das Bezirksamt Harburg
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